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Einleitung 

Die Grundregel des deutschen Internationalen Deliktsrechts ist die Tatortregel. 
Sie gilt nach überwiegender Auffassung kraft Gewohnheitsrechts, nach vorsichti-
geren Stimmen ist ihre Rechtsquelle im Richterrecht zu suchen1. Art. 38 EGBGB 
setzt nach allgemeiner Meinung die Anknüpfung an den Tatort stillschweigend 
voraus2. Der BGH hat erst jüngst betont, daß er die Tatortregel ungeachtet der in 
den vergangenen Jahrzehnten erfolgten Auflockerung des Deliktsstatuts für eine 
grundsätzlich angemessene und sachgerechte Kollisionsnorm hält, deren Durch-
brechung in Ausnahmefällen einer besonderen Begründung bedürfe3. 

Während die wissenschaftliche Diskussion der jüngeren Zeit von der Frage be-
herrscht wurde, ob die Tatortregel zugunsten einer Anknüpfung an den gemeinsa-
men gewöhnlichen Aufenthalt oder an rechtliche oder tatsächliche Sonderbezie-
hungen zwischen Täter und Opfer eingeschränkt werden dürfe und müsse4, ist das 
klassische Problem des Internationalen Deliktsrechts, nämlich die Bestimmung des 
Tatortes bei einem Auseinanderfallen von Handlungs- und Erfolgsort, zeitweilig in 
den Hintergrund getreten. Die Rechtsprechung hält trotz vereinzelt aufscheinender 
Zweifel5 unbeirrt an der seit mehr als hundert Jahren geübten Praxis fest, das an-
wendbare Recht bei Distanzdelikten anhand der Ubiquitätslehre zu bestimmen, d. 
h. das für den Geschädigten in concreto günstigere materielle Recht des Hand-
lungs- oder Erfolgsortes anzuwenden6. Die bereits mehrfach angemahnte Rechtfer-

1 Für gewohnheitsrechtliche Geltung: Binder, RabelsZ 20 (1955) 401, 407; Hohloch Deliktssta-
tut 260 N. 251; Soergel/Lüderitz Art. 38 EGBGB Rz. 3; Lüderitz IPR Rz. 299; Patrzek 30; für 
Richterrecht: Staudinger/von Hoffmann Art. 38 EGBGB Rz. 111; Baetge, Annal. Fac. Istanbul 31 
(1997) 38; vermittelnd Erman/Hohloch Art. 38 EGBGB Rz. 15; unentschieden MünchKomm-
ßGB/Kreuzer Art. 38 EGBGB Rz. 10. 

2 BGH 5. 10. 1976, NJW 1977, 496, 497 = IPRspr. 1976 Nr. 17; BGH 8. 1. 1981, BGHZ 80, 1, 3 
= IPRspr. 1981 Nr. 24; BGH 7. 7. 1992, BGHZ 119, 137, 139 = IPRspr. 1992 Nr. 58; Pa-
landt/Heldrich Art. 38 EGBGB Rz. 1; Staudinger/von Hoffmann Art. 38 EGBGB Rz. 111; 
MünchKomm-BGB/KVeHzer Art. 38 EGBGB Rz. 12; W. Lorenz in: v. Caemmerer91, 99; Soer-
gel/Lüderitz Art. 38 EGBGB Rz. 3. 

3 BGH 7. 7. 1992, BGHZ 119, 137, 140 f. = IPRspr. 1992 Nr. 58. 
4 Grundlegend im deutschen Schrifttum: Binder, RabelsZ 20 (1955) 401 ff.; Kropholler, Ra-

belsZ 33 (1969) 601 ff.; zum heutigen Diskussionsstand vgl. Zimmer, JZ 1993, 396 ff.; Deville, 
IPRax 1997, 409 ff. 

5 BGH 28. 2. 1989, IPRspr. 1989 Nr. 184 = WM 1989, 1047, 1049; obiter ablehnend für Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen durch Medien OLG Hamburg 8. 12. 1994, NJW-RR 1995, 790, 792 = 
IPRspr. 1994 Nr. 51 [S. 106]; allein an den Erfolgsort knüpft ferner LG Frankfurt a. M. 22. 4. 1994, 
NJW-RR 1994, 1493 = IPRspr. 1994 Nr. 48 im Falle einer Verletzung der Privatsphäre an. 

6 Grundlegend: RG 20. 11. 1888, RGZ 23, 305, 306; ferner: RG 21. 12. 1900, SeuffArch. 56 
(1901) Nr. 175; RG 22. 12. 1902, NiemZ 13 (1903) 171 = JW 1903, 63; RG 30. 3. 1903, RGZ 54, 
198, 205; RG 8. 11. 1906, NiemZ 18 (1908) 159 = SeuffArch 62 (1907) Nr. 150 = Clunet 36 
(1909) 212; RG 2. 12. 1921, MuW 22 (1922/23) 61; RG 16. 5. 1925, Recht 29 (1925) Nr. 1274; 
RG 12. 11. 1932, RGZ 138, 243, 246; RG 10. 1. 1936, JW 1936, 1291; BGH 23. 6. 1964, NJW 
1964, 2012 = IPRspr. 1964-65 Nr. 51; BGH 17. 3. 1981, NJW 1981, 1606 = IPRspr. 1981 Nr. 25 
(insoweit in BGHZ 80, 199 nicht abgedruckt); BGH 28. 2. 1996, BGHZ 132, 105, 117 f. = LM Nr. 
8 zu § 29 ZPO mit Anm. Geimer = JZ 1997, 88 mit Anm. Gottwald; BAG 30. 10. 1963, AP IPR, 



2 Einleitung 

tigung dieser im internationalen Vergleich für lange Zeit singulären Lösung läßt 
die Rechtsprechung allerdings bis heute vermissen7. Indes ist die Kritik am Gün-
stigkeitsprinzip in der Lehre nie verstummt8. Selbst die Befürworter der Ubiqui-
tätslehre müssen eingestehen, daß eine Begründung der Bevorzugung des Geschä-
digten bei Distanzdelikten schwerfällt9. Dennoch sieht der am 1. Dezember 1993 
vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Internationalen Privatrechts 
(außervertragliche Schuldverhältnisse und Sachen) in Art. 40 I eine - wenngleich 
gegenüber dem geltenden Recht zu Lasten des Geschädigten modifizierte - Kodi-
fikation der Ubiquitätsregel vor10. Allein dies wäre Anlaß genug für eine kritische 
Bestandsaufnahme der Ubiquitätslehre. 

Hinzu kommt, daß die Suche nach einer angemessenen Anknüpfungsregel für 
komplexe Delikte kein spezifisches Problem des deutschen Internationalen Privat-
rechts ist. In mehreren europäischen Ländern sind in jüngerer und jüngster Zeit 
grundlegende Reformen ins Werk gesetzt worden11. Den radikalsten Schnitt haben 
die Briten mit dem Private International Law (Miscellaneous Provisions) Act 1995 
vollzogen, der am 1. Mai 1996 in Kraft getreten ist. In Italien ist mit dem Gesetz 
Nr. 218 vom 31. Mai 1995 das gesamte IPR einschließlich des Deliktsrechts neu 
kodifiziert worden. Die Schaffung des schweizerischen IPR-Gesetzes liegt zwar 
schon etwas länger zurück; das moderne Werk hat indes eine Ausstrahlungskraft 
entwickelt, die es nach wie vor im Brennpunkt der internationalen Diskussion ste-
hen läßt und sich z. B. auf die Kodifikation des rumänischen und des italienischen 
Internationalen Deliktsrechts deutlich ausgewirkt hat. 

Die Reformer haben für die Anknüpfung zum Teil auf das Günstigkeitsprinzip 
zurückgegriffen, zum Teil eine Fallgruppenbildung bevorzugt oder Ausweichklau-
seln und die verschiedenen Ansätze miteinander kombiniert. Im Lichte der interna-
tionalen Entscheidungsharmonie ist es daher dringend geboten, Dissonanzen auf-
zuspüren und nach einer international konsensfähigen Lösung zu suchen. Der 
Entwurf eines EU-Übereinkommens über das auf außervertragliche Schuldver-
hältnisse anzuwendende Recht, den die Europäische Gruppe für Internationales 
Privatrecht auf ihrer Tagung in Den Haag vom 26.-28. 9. 1997 in Den Haag be-
sprochen hat, gibt Anlaß zur Hoffnung auf eine europäische Rechtsvereinheitli-

ArbR Nr. 8 mit Anm. Beitzke = BAGE 15, 79 = NJW 1964, 990 = IPRspr. 1962-63 Nr. 40; ferner 
OLG München 9. 8. 1995, RIW 1996, 955, 904 Aufsatz Christoph Schmid = IPRax 1997, 38, 22 
Aufsatz Peter Huber = IPRspr. 1995 Nr. 38. 

7 Kritisch gegenüber der äußerst lapidaren Rechtsprechung bereits Steindorff Sachnormen im 
IPR 124; W. Lorenz in: v. Caemmerer 97, 115; Gerhard Wagner, RabelsZ 62 (1998) 243, 256. 

8 Chr. von Bar, JZ 1985, 961, 966; ders. IPR I Rz. 566; ders. IPR II Rz. 668 f.; Beitzke, Ree. des 
Cours 115 (1965-11) 63, 95; ders., JuS 1966, 139, 140-143; ders., FS Ferid (1978) 39, 55; Bern-
hard 277-279; ders., RabelsZ 58 (1994) 347, 351; Koziol, FS Beitzke (1979) 575, 581; Kropholler 
IPR 460 (§ 53 IV 1 d); W. Lorenz in: v. Caemmerer 97, 113-120; Lüderitz IPR Rz. 301-303; Soer-
gel/Lüderitz Art. 38 EGBGB Rz. 16; Neuhaus IPR 243 (§ 30 III 1 c); Riegl 47-60; Roßbach Ge-
wässerverunreinigung 128-133; Schneeweiß 65 f.; Gerhard Wagner, RabelsZ 62 (1998) 243, 256-
261; vgl. mchBaetge, JuS 1997, 35: „rechtspolitisch umstritten". 

9 Kegel IPR 537 (§ 18 IV 1 a aa). 
1 0 Abgedruckt als Anhang bei Kropholler IPR 575 ff.; mittlerweile liegt der Regierungsentwurf 

eines Gesetzes zum Internationalen Privatrecht für außervertragliche Schuldverhältnisse und Sa-
chen vom 24. August 1998 vor (noch unveröffentlicht), hierzu s. u. § 1 II und III; § 9 III. 

11 S .u . § I I I und III. 
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chung12. Hierbei geht es nicht nur um gesetzgebungstechnische Feinheiten. Es be-
steht ein national und international verbreitetes Unbehagen daran, das Günstig-
keitsprinzip zur Grundregel des Internationalen Deliktsrechts zu erheben - der er-
wähnte EU-Entwurf jedenfalls nimmt das Günstigkeitsprinzip nicht auf13. Dieses 
Unbehagen wirft grundsätzliche dogmatische Fragen auf: 

Das Ziel des Internationalen Deliktsrechts ist die Anwendung derjenigen 
Rechtsordnung, zu welcher der Sachverhalt die engste Verbindung aufweist14. 
Dieses Prinzip liegt sowohl der richterrechtlich geprägten Ausweichklausel des 
geltenden Rechts15 als auch dem Art. 41 I des RefE 1993/RegE 1998 zugrunde. 
Zweifelhaft ist, wie sich dieses Ziel mit einer allein auf materiellrechtliche Ge-
sichtspunkte abstellenden, generellen Begünstigung des Distanzgeschädigten ver-
einbaren läßt. So ist zum Beispiel fraglich, ob, wenn bei einem Distanzdelikt eine 
wesentlich engere Verbindung zum Handlungs- oder Erfolgsort - oder gar zu ei-
nem dritten Ort - besteht, das Günstigkeitsprinzip dem Prinzip der engsten Ver-
bindung weichen oder ob sich der favor laesi als bewußte rechtspolitische Privile-
gierung des Geschädigten behaupten soll16. Wählt man den ersten Weg, so ist zu 
bedenken, daß die Einschränkung des Günstigkeitsprinzips zu einer beträchtlichen 
Verringerung der Fälle führt, in denen überhaupt noch eine ubiquitäre Bestim-
mung des Tatortes in Betracht kommt, ohne daß unmittelbar plausibel ist, warum 
dem Geschädigten in Auflockerungsfällen weniger Sympathie entgegengebracht 
wird als bei „klassischen" Distanzdelikten17. Ferner wird der Distanzgeschädigte 
nicht nur gegenüber dem Inlandsgeschädigten bevorzugt18, sondern auch gegen-
über den in eindeutig lokalisierten Auslandssachverhalten Geschädigten, denen 
aber aufgrund der Anknüpfung an den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt 
oder an eine rechtliche Sonderbeziehung kein Wahlrecht, etwa zwischen lex com-
munis und lex loci19 oder zwischen lex contractus und lex loci, eingeräumt wird. 
Bereits dieser kurze Aufriß des Problems verdeutlicht, daß der Distanzgeschädigte 
nicht nur gegenüber dem Täter privilegiert wird, mithin bloße Sympathie für den 
Geschädigten als Begründung für das Günstigkeitsprinzip nicht ausreicht20. 

In dogmatischer Hinsicht erweckt es Mißtrauen, daß das übliche Regel-Aus-
nahme-Verhältnis zwischen einer am Prinzip der engsten Verbindung orientierten 
Anknüpfung und einer materiellrechtlich motivierten Alternativanknüpfung im 
Internationalen Deliktsrecht auf den Kopf gestellt wird21. Der Umstand, daß Alter-

12 S. hierzu den Bericht von Jayme, IPRax 1998, 140 f. 
13 S. Jayme, vorige N., 141. 
14 Erman/Hohloch Einl. vor Art. 3 EGBGB Rz. 30. 
15 BGH 7. 7. 1992, BGHZ 119, 137, 140 f. = IPRspr. 1992 Nr. 58. 
16 Vgl. Chr. von Bar, JZ 1985, 961,965 N. 74; Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels(-Magnus) 

IPR1 99 f. (§ 6 A I V 5); Stadler, JZ 1994, 642, 650. 
17 Vgl. Chr. von Bar, JZ 1985, 961, 965 N. 74. 
18 Vgl. hierzu Beitzke, JuS 1966, 139, 142; Kropholler IPR 459 f. (§ 53 IV 1 d). 
19 Der entsprechende Vorschlag von Seetzen, NJW 1972, 1643, 1646 ist vereinzelt geblieben; 

neuerdings auch Wandt, FS Egon Lorenz (1994) 691, 702 f.; vgl. auch für einen Sonderfall Stoll, 
FS Kegel (1977) 113, 139. 

2 0 Die „Sympathie" für den Geschädigten hält Kegel IPR 537 (§ 18 IV 1 a aa) für den entschei-
denden Gesichtspunkt. 

2 1 Vgl. Beitzke, FS Ferid (1978) 39, 55. 
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nativanknüpfungen als Ausnahmen im IPR in besonderem Maße begründungsbe-
dürftig sind, gerät aus dem Blickfeld22. 

Des weiteren wirft die Umwälzung des Internationalen Deliktsrechts die Frage 
auf, ob nicht das Günstigkeitsprinzip selbst einen grundlegenden Funktionswandel 
erfahren hat. Im Rahmen des klassischen Anknüpfungssystems des Internationalen 
Deliktsrechts, das nur die Tatortregel kannte, war die Ubiquitätslehre ein will-
kommenes Instrument, um eine starre Kollisionsnorm im Dienste einzelfallgerech-
ter Lösungen geschmeidig und anpassungsfähig zu gestalten23. Ein aufgelockertes 
System aber, das differenzierte Anknüpfungsregeln und als Notbehelf für „hard 
cases" eine Ausweichklausel vorsieht, könnte auf eine janusköpfige Grundregel 
möglicherweise verzichten, ohne daß die gerechte Lösung des Einzelfalles darun-
ter leiden müßte24. 

Ferner hat die wissenschaftliche Diskussion der vergangenen Jahrzehnte, teils 
im Dialog mit der, teils im Widerspruch zur Rechtsprechung, eine Fülle an neuen 
dogmatischen Ansätzen hervorgebracht, an denen eine allgemeine Grundregel des 
Internationalen Deliktsrechts zu messen ist. Einer Antwort bedürfen insbesondere 
die folgenden Fragen: 

Zweifelhaft ist, ob die Ubiquitätsregel der Entwicklung des materiellen Delikts-
rechts entspricht oder ob sie eine adäquate kollisionsrechtliche Umsetzung seiner 
Grundgedanken verhindert. Während zum Beispiel der moderne Trend zur Ge-
fährdungshaftung von den einen als Grund zur Abkehr vom Günstigkeitsprinzip 
bewertet wird25, führen andere gerade die materiellrechtliche Tendenz zur strikten 
Haftung bei Produkt- und Umweltschäden als Begründung für eine auch das Kolli-
sionsrecht dieser Sachgebiete ergreifende Begünstigung des Geschädigten an26. 
Diese Widersprüche zeigen, daß das Verhältnis zwischen sachrechtlichen und kol-
lisionsrechtlichen Wertungen im Deliktsrecht einer Klärung bedarf. 

Ferner ist fraglich, ob die durch das Günstigkeitsprinzip hervorgerufene Unge-
wißheit über das letztlich anwendbare Recht mit dem vielfach verfochtenen Postu-
lat des kollisionsrechtlichen Vertrauensschutzes vereinbar ist27. Auch in dieser 
Fragestellung, der Bestimmung der berechtigten Parteierwartungen, spiegeln sich 
die Meinungsverschiedenheiten und Unsicherheiten über eine angemessene kolli-
sionsrechtliche Verarbeitung sachrechtlicher Regelungsziele wider. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich der Gang der Untersuchung, der zur besse-
ren Übersicht im folgenden kurz skizziert werden soll: Im ersten Teil wird 
zunächst ein kurzer rechtsvergleichender Überblick über die verschiedenen Me-

2 2 Insbesondere in den Arbeiten von Christian Schröder (hierzu mit Recht kritisch Picone, Riv. 
dir. int. 79 [1996] 1140-1145) und Busch Ubiquitätsregel 100: Das Günstigkeitsprinzip sei ledig-
lich die „schlüssige Konsequenz" der Tatortregel; zu den Anforderungen an eine berechtigte Alter-
nativanknüpfung Kropholler IPR 126 f. (§ 20 II 3). 

2 3 Vgl. Ferid IPR Rz. 6-181; Riegl 52; Stadler, JZ 1994, 642, 650; den Vorzug der Flexibilität 
betonte auch der Dt. Rat in: v. Caemmerer 5, 10. 

2 4 A.A. Stadler, JZ 1994, 642, 650. 
25 Neuhaus IPR 243 (§ 30 III 1 c). 
2 6 Für die Umwelthaftung siehe Punkt 4 der auf der Osnabrücker Tagung über das Internationale 

Umwelthaftungsrecht beschlossenen „Zehn Punkte von Osnabrück" (verfaßt von Chr. von Bar), 
abgedruckt bei Wandt, VersR 1994, 914 f.; für die Produkthaftung Kropholler IPR 472 (§ 53 VI 3). 

2 7 Vgl. Bernhard 277-279; ders., RabelsZ 58 (1994) 347, 351. 
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thoden gegeben, die eine flexible Anknüpfung im Internationalen Deliktsrecht er-
möglichen (§1) . Sodann wird der Versuch unternommen, das Prinzip der engsten 
Verbindung im Lichte der Zwecke des materiellen Haftungsrechts zu konkretisie-
ren (§ 2). Daraufhin wird ausführlich begründet, weshalb eine ergebnisorientierte 
Alternativanknüpfung ungeachtet aller Tendenzen zur Materialisierung des IPR 
eine Ausnahme vom Prinzip der engsten Verbindung darstellt und folglich einer 
Begründung bedarf (§ 3). Hieran schließt sich eine kritische Würdigung der gängi-
gen Erklärungsmuster und Legitimationsansätze an (§ 4). Vor diesem Hintergrund 
wird im zweiten Teil das Rang Verhältnis zwischen dem Günstigkeitsprinzip und 
der auf die engste Verbindung bezogenen Ausweichklausel analysiert (§ 5), das 
Verhältnis zwischen dem Günstigkeitsprinzip und dem im deutschen IPR gelten-
den Grundsatz der Gesamtverweisung untersucht (§ 6) sowie der Frage nachge-
gangen, ob und inwieweit eine Anknüpfung an den Erfolgsort unter Gesichtspunk-
ten des Vertrauensschutzes einzuschränken ist (§ 7). Im dritten Teil wird die pro-
zessuale Umsetzung des Günstigkeitsprinzips kritisch betrachtet (§§8 und 9). Im 
vierten Teil wird die genaue Bestimmung des Handlungs- und Erfolgsortes näher 
untersucht (§§ 10 und 11). Schließlich werden im fünften Teil am Beispiel ausge-
wählter Distanzdelikte die in den vorangehenden Abschnitten aufgezeigten Kon-
fliktfelder weiter vertieft, nämlich in bezug auf die Haftung für Persönlichkeits-
rechtsverletzungen und reine Vermögensschäden (§§12 und 13) sowie für die In-
ternationale Produkthaftung (§ 14). Abschließend werden die wesentlichen Er-
gebnisse der Arbeit noch einmal zusammengefaßt. 



Erster Teil: Zur Legitimität einer alternativen Anknüpfung 
im Internationalen Deliktsrecht 

§ 1: Methoden flexibler Anknüpfung im Internationalen 
Deliktsrecht 

I. Zur Terminologie 

Hinter dem Günstigkeitsprinzip verbergen sich bei genauer Betrachtung zwei Re-
geln: Zum einen die Ubiquitätsregel (im engeren Sinne), der zufolge ein Delikt im 
Sinne der Tatortregel sowohl am Handlungs- als auch am Erfolgsort begangen wird; 
zum anderen das Günstigkeitsprinzip (im engeren Sinne), das die infolge der Ubi-
quitätsregel entstehende Konkurrenz zwischen Handlungs- und Erfolgsort entschei-
det1. Vielfach werden aber auch die Ubiquitätsregel und das Günstigkeitsprinzip zu-
sammenfassend als Ubiquitätstheorie oder -lehre bezeichnet2. Beide Redeweisen 
bergen die Gefahr von Mißverständnissen: Reduziert man das Günstigkeitsprinzip 
auf die formale Bedeutung einer Konkurrenzregel, ein bloßes Problem der Anknüp-
fungstechnik, wird die besondere Legitimationsbedürftigkeit, die eine alternative 
Anknüpfung zugunsten des Geschädigten vor dem Hintergrund des Prinzips der 
engsten Verbindung aufwirft, zumindest vernachlässigt, wenn nicht gar verkannt3. 
Wird hingegen die „radikale Autonomie" der „materiellen Methode des Kollisions-
rechts" betont4, rückt zwar das Legitimationsproblem in den Vordergrund; zugleich 
droht aber die Grenze zwischen dem Günstigkeitsprinzip im herkömmlichen Sinne 
und einem - gänzlich auf die Vorschaltung lokalisatorischer Elemente verzichten-
den - better law approach unscharf zu werden: Es gibt eben nicht nur „die" materi-
elle Methode im IPR, sondern durchaus verschiedene kollisionsrechtliche Wege, um 

1 Differenzierend von Hoffmann, IPRax 1996, 1, 4 f.; vgl. auch Chr. v. Bar IPR II Rz. 667, der 
das Günstigkeitsprinzip im Verhältnis zur Ubiquitätsregel als eine ,,weiter[e] Grundregel" bezeich-
net. 

2 Erläuterungen zum österreichischen IPRG, Feil 243; Kropholler IPR 459 (§ 53 IV 1 d); Eben-
roth in: Ebenroth/Rouger Rz. 419; Baetge, JuS 1997, 35; für eine Vermeidung des Begriffs „Gün-
stigkeitsprinzip" Busch Ubiquitätsregel 100. 

3 Daran krankt insbesondere die Arbeit von Christian Schröder, bes. 138, wo das Günstigkeits-
prinzip ernsthaft als Mittel zur Lösung der Konkurrenz ,,mehrere[r] engster [sie] Verbindungen" be-
zeichnet wird; vgl. hierzu die äußerst scharfe Kritik von Picone, Riv. dir. int. 79 (1996) 1140, 
1143; das Legitimationsproblem verkennt auch Busch Ubiquitätsregel 100. 

4 In diesem Sinne Picone, Riv. dir. int. 79 (1996) 1140, 1143; ders., Riv. dir. int. 79 (1996) 
289, 301 f. 
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eine Partei zu begünstigen5. Es ist also geboten, analytisch zwischen „Ubiquitäts-
regel" und „Günstigkeitsprinzip" zu trennen, ohne die Interdependenzen zwischen 
beiden Regelungsebenen zu vernachlässigen. 

In dieser Arbeit wird der Begriff „Günstigkeitsprinzip" in der Regel im weiteren 
Sinne verwendet, d. h., er schließt die vorgreifliche Ubiquitätsregel mit ein. Nur so 
läßt sich die sprachliche Schwerfälligkeit vermeiden, stets von „Ubiquitätsregel und 
Günstigkeitsprinzip" zu sprechen, wenn die Alternativanknüpfung im Internationa-
len Deliktsrecht insgesamt angesprochen werden soll. Die damit verbundene analyti-
sche Unschärfe ist vertretbar, weil es ein Günstigkeitsprinzip ohne das vorgreifliche 
und daher in aller Regel mitgemeinte Ubiquitätsprinzip nicht gibt. Eine Ubiquitäts-
lehre, die das dem Geschädigten ärgere Recht berufen will, wird im deutschen 
Rechtskreis nicht vertreten, so daß Mißverständnisse auch insofern ausgeschlossen 
werden können. Soweit es für ein angemessenes Verständnis der Problematik aus 
den genannten Gründen unerläßlich ist, werden freilich beide Begriffe im engeren 
Sinne verwendet. 

II. Rechtsvergleichende Systematisierung 

Die Ubiquitätslehre und das Günstigkeitsprinzip begegnen dem rechtsverglei-
chenden Betrachter in unterschiedlichen Ausformungen6. Auch in Deutschland ist 
die konkrete Ausgestaltung der alternativen Anknüpfung im Internationalen Delikts-
recht umstritten. Es ist daher notwendig, zunächst beschreibend zu erfassen, welche 
Ausprägungen insoweit in Betracht kommen. 

Der Rechtsvergleich wird im folgenden auf die europäischen Staaten beschränkt, 
die über eine kodifizierte Form der alternativen Anknüpfung verfügen. 

Es sei daher an dieser Stelle lediglich darauf hingewiesen, daß die neuere franzö-
sische Rechtsprechung Anlaß zu Spekulationen über eine richterrechtliche Rezeption 
des Günstigkeitsprinzips bieten könnte: In einem Urteil vom 14. Januar 1997 stellt 
die Cour de Cassation fest, „que la loi applicable à la responsabilité extracontractu-
elle est celle de l'État du lieu où le fait dommageable s'est produit; que ce lieu s'en-
tend aussi bien de celui du fait générateur du dommage que du lieu de réalisation de 
ce dernier"7. Noch im Jahre 1984 hatte sich das Gericht hingegen für den Erfolgsort 

5 „Radikale Autonomie" müßte doch konsequent bedeuten, daß eine begünstigende Methode der 
Anknüpfung sich letztlich von am Prinzip der engsten Verbindung ausgerichteten - im Sinne Ke-
gels: „räumlichen" - Erwägungen gänzlich emanzipiert. Aber welche Rechtsordnungen sollte man 
dann in den Günstigkeitsvergleich einbeziehen, welche nicht? Hier muß schon aus Praktikabilitäts-
gründen zwingend eine Vorauswahl erfolgen, die nicht ihrerseits materiell determiniert werden kann 
und - wie ein Vergleich zwischen dem deutschen und dem italienischen IPR zeigt - unterschiedlich 
ausfallen mag. Wenn - was ich annehme - Picone mit dem Wort „radikale Autonomie" aber nur 
deutlich machen will, daß die mit der alternativen Anknüpfung verbundene Begünstigung einer Par-
tei (entgegen Schröder aaO) aus dem Prinzip der engsten Verbindung nicht dogmatisch begrün-
det/legitimiert werden kann, ist ihm zuzustimmen. Im übrigen erkennt selbstverständlich auch Pi-
cone an, daß es verschiedene methodische Möglichkeiten gibt, um rechtspolitische Präferenzen im 
Kollisionsrecht umzusetzen, vgl. ausführlich ders., Riv. dir. int. 79 (1996) 289, 301 f. 

6 Einen allgemeinen Überblick über „Legislative Strömungen im internationalen Deliktsrecht" 
gibt der so betitelte Beitrag von Sturm, FS Gauthier (1996) 359-370. 

7 Cass. civ. 14. 1. 1997, Ste Gordon Breach Science Publishers et autres ./. Association The 
American Institute of physics et autres, D. 1997 jur. 177 mit Anm. Santa-Croce = Rev. crit. 86 
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ausgesprochen: Maßgebend sei „la loi du lieu ou le dommage a été réalisé"8. Hierbei 
handelte es sich zwar strenggenommen um ein obiter dictum9. Gleichwohl wurde 
diese Entscheidung von der herrschenden französischen Lehre als Bestätigung der 
von ihr favorisierten Anknüpfung an den Erfolgsort aufgefaßt10. Auch die Interpre-
tation des Urteils von 1997 ist mit erheblichen Unsicherheiten behaftet, weil eine 
Wahl zwischen dem Handlungs- oder Erfolgsort strenggenommen nicht erforderlich 
war: In der Entscheidung von 1997 ging es um einen Schadensersatzanspruch we-
gen eines unlauteren Verhaltens im Wettbewerb. Ein amerikanischer wissenschaftli-
cher Verlag hatte Artikel beanstandet, die ein - ebenfalls amerikanischer - Konkur-
rent in Frankreich verbreitet hatte. Die Vorinstanz hatte eine engere Verbindung des 
Sachverhalts zum Recht der USA bejaht, weil beide Parteien ihren Sitz in den USA 
hätten und die Artikel dort verfaßt und erschienen seien; zudem sei die Verbreitung 
der inkriminierten Zeitschriften in Frankreich auf wissenschaftliche Bibliotheken be-
schränkt gewesen11. Die Cour de Cassation entschied jedoch, daß aufgrund der 
Verbreitung der Zeitschriften sowohl der Handlungsort als auch der Erfolgsort in 
Frankreich lagen12. Letztlich gab also das Recht des betroffenen Marktes den Aus-
schlag13. Es dürfte daher verfehlt sein, in dem Urteil vom 14. 1. 1997 eine Annähe-
rung der französischen Rechtsprechung an das Günstigkeitsprinzip des deutschen 
Internationalen Deliktsrechts zu sehen14. 

(1997) 504 mit Anm. Bischoff = Droit et Patrimoine 1997 Nr. 1746 (LS) mit Anm. de Bottinr, das 
Urteil der Vorinstanz, Cour d'appel de Paris 11. 5. 1994, ist abgedruckt in Clunet 122 (1995) 952 
mit Anm. Edelman. 

8 Cass. civ. 8. 2. 1983, Clunet 111 (1984) 123 mit Anm. Légier. 
9 Ein Franzose hatte eine französische Bank verklagt, weil diese fahrlässig ihm abhanden ge-

kommene Wertpapiere an der Madrider Börse veräußert hatte. Den Schadensort siedelte die Cour in 
Frankreich an, weil dort die Verkaufsorder gegeben worden sei (zur Anknüpfung an den Verfügungs-
ort im dt. IPR s. § 13 III 2 a). Bei dieser Definition des Erfolgsorts gibt es aber keinen davon sepa-
rierbaren Handlungsort mehr; ebenso mit Zweifeln an der Tragweite der Entscheidung Lous-
souarn/Bourel d.i.p. Rz. 401 N. 6; Holleaux/Foyer/Geouffre de La Pradelle d.i.p. 607 [Tz. 1419], 

1 0 Vgl. Légier, Clunet 111 (1984) 126, 132 f.; Holleaux/Foyer/Geouffre de La Pradelle d.i.p. 
607 [Tz. 1419]; Mayer d.i.p. 448 f.; ebenso bereits Batiffol/Lagarde d.i.p. II 246 f. [Tz. 561]; 
grundsätzlich auch Loussouarn/Bourel d.i.p. Rz. 401 unter dem Vorbehalt einer Sonderanknüpfung 
der Rechtswidrigkeit (hierzu § 7 IX 2 f); für einen stärker einzelfallbezogenen Ansatz Audit d.i.p. 
159 [Tz. 186], 

11 C. A. Paris 11. 5. 1994, Clunet (122) 1995, 952, 953 f. 
12 ,,[L]e fait générateur constitué par la diffusion des revues que le lieu de réalisation du dommage 

se situaient en France", Cass. civ. 14. 1. 1997, D. 1997 jur. 177; zu den sich daraus ergebenden 
Problemen hinsichtlich der Aussagekraft des Urteils vgl. ausführlich Bischoff, Rev. crit. 86 (1997) 
505, 510 ff. 

13 Die in Deutschland herrschende Marktortanknüpfung (s. u. § 101 1 a bb) wird auch im franzö-
sischen Schrifttum zunehmend befürwortet, vgl. Edelman, Clunet 122 (1995) 958, 960; Santa-
Croce, D. 1997 jur. 178. Zur Frage der Anknüpfung konkurrierender deliktischer Ansprüche bei un-
berechtigter Schutzrechtsverwarnung und Anschwärzung im deutschen IPR s.u. § 13 III 3 b aa. 

14 Auch Santa-Croce, D. 1997 jur. 178 zweifelt daran, ob die Cour eine alternative Anknüpfung 
im Sinn gehabt habe; a. A. de Bottini, Anm. zu Droit et Patrimoine 1997 Nr. 1746. 
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1. Alternative Anknüpfimg als Grund- oder Speziairegel 

a) Alternative Anknüpfung als Grundregel 

Für eine Systematisierung bieten sich unterschiedliche Gesichtspunkte an. Zum 
einen ist es denkbar, bei der Klassifikation danach vorzugehen, ob die Ubiquitätsre-
gel und das Günstigkeitsprinzip - vorbehaltlich einer Auflockerung des Deliktssta-
tuts - als Grundregeln des Internationalen Deliktsrechts gelten oder ob sie nur für 
spezielle Fallgruppen zu einer grundsätzlich starren Anknüpfung an einen der 
Tatorte hinzutreten. 

Dem ersten Modell folgt das deutsche Recht sowohl de lege lata als auch - mit 
Modifikationen - de lege ferenda. Art. 40 I des am 1. 12. 1993 vorgelegten Refe-
rentenentwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Internationalen Privatrechts 
(außervertragliche Schuldverhältnisse und Sachen)'5 - im folgenden: RefE 1993 -
lautet: 

„Ansprüche aus unerlaubter Handlung unterliegen dem Recht des Staates, in dem 
das der Haftung zugrunde liegende Ereignis eingetreten ist. Der Verletzte kann ver-
langen, daß anstelle dieses Rechts das Recht des Staates angewandt wird, in dem 
das geschützte Interesse verletzt worden ist." 

In der Fassung des Regierungsentwurfs eines Gesetzes zum Internationalen Pri-
vatrecht für außervertragliche Schuldverhältnisse und Sachen vom 24. August 1998 
(Art. 4 0 1 1 und 2 RegE 1998) wird daraus: 

„Ansprüche aus unerlaubter Handlung unterliegen dem Recht des Staates, in dem 
der Ersatzpflichtige gehandelt hat. Der Verletzte kann verlangen, daß anstelle dieses 
Rechts das Recht des Staates angewandt wird, in dem der Erfolg eingetreten ist"16. 

Eine inhaltliche Abweichung gegenüber dem RefE 1993 ist damit ersichtlich nicht 
beabsichtigt. Gleichwohl ist diese terminologische Änderung bedauerlich, weil Art. 
40 I 1 in der Fassung des RefE 1993 wesentlich besser dazu geeignet war, Tatbe-
stände der Gefährdungshaftung und Unterlassungsdelikte zu erfassen als in dem 
nun vorliegenden Entwurf17. Die naturalistische Fassung des Art. 40 I 1 RegE 1998 
erschwert ferner eine sachlich gebotene teleologische Begriffsbildung18. 

Ebenso bestimmt das jugoslawische Gesetz zur Regelung von Gesetzeskollisio-
nen vom 15. 7. 1982 als allgemeine Grundregel in Art. 28 S. 1: 

„Bei einer außervertraglichen Schadenshaftung ist [...] das Recht des Ortes maß-
gebend, an dem die Handlung durchgeführt wurde, oder das Recht des Ortes, an 

1 5 Abgedruckt bei Kropholler IPR 575 ff. 
1 6 Zu der in Art. 40 I 3 RegE 1998 enthaltenen Präklusionsvorschrift s. u. § 9 III. 
1 7 S. u. § 10 I 2 (Gefährdungshaftung) und § 10 II (Unterlassungen). 
1 8 S. u. § 14 IV 6 c. 
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dem die Folgen der Handlung eingetreten sind, wobei von diesen Rechten dasjenige 
vorgeht, das für den Geschädigten günstiger ist"19. 

Auch § 32 der ungarischen Gesetzesverordnung 13/1979 ist hier einzuordnen20: 

„(1) Soweit diese Gesetzesverordnung nichts anderes bestimmt, ist auf die Haf-
tung für einen außervertraglich verursachten Schaden dasjenige Recht anwendbar, 
das am Ort und zur Zeit der schädigenden Handlung oder Unterlassung gilt. 

(2) Ist es für den Verletzten günstiger, so ist das Recht desjenigen Staates maß-
geblich, auf dessen Gebiet der Schaden eingetreten ist." 

Schließlich sieht das tschechoslowakische Gesetz Nr. 97/1963 über das Interna-
tionale Privatrecht vom 4. Dezember 1963 eine alternative Anknüpfung als Grund-
regel vor21. 

„Ansprüche auf Schadensersatz, soweit sie nicht aus Störungen vertraglicher Lei-
stungspflichten oder aus Pflichtverletzungen anderer Rechtsgeschäfte hervorgehen, 
richten sich nach dem Recht des Ortes, wo der Schaden entstanden ist, oder des Or-
tes, wo es zu dem Tatbestand gekommen ist, der den Schadensersatzanspruch be-
gründet." 

Dies ist wohl nicht als Ausdruck des Günstigkeitsprinzips zu verstehen; vielmehr 
soll, so wird berichtet, der Richter die Wahl zwischen beiden Rechtsordnungen un-
ter Berücksichtigung aller Umstände treffen22. 

Eine Sonderstellung nimmt auch das portugiesische IPR ein, das eine Grundsatz-
anknüpfung an den Handlungsort mit einer subsidiären Anknüpfung an den vorher-
sehbaren Erfolgsort kombiniert, wenn der Täter nicht nach dem Recht des Hand-
lungsortes, wohl aber nach dem Recht des Erfolgsortes haftbar ist23. 

b) Alternative Anknüpfung als Speziairegel 

Den zweiten Ansatz verwirklicht das schweizerische IPRG vom 18. 12. 1987 
(CH-IPRG)24: Grundsätzlich gilt bei Distanzdelikten allein das Recht des vorherseh-
baren Erfolgsortes (Art. 133 II 2 CH-IPRG); alternative Anknüpfungen gelten je-
doch für Produktemängel (Art. 135 I CH-IPRG), Immissionen (Art. 138 CH-
IPRG) und Persönlichkeitsverletzungen (Art. 1391 CH-IPRG). 

19 IPRax 1983, 6; ferner Staudinger/von Hoffmann Art. 38 EGBGB Rz. 87; das jugoslawische 
Gesetz gilt auch nach dem Zerfall des alten Bundesstaates in den Nachfolgestaaten weiter: LG Rott-
weil 3. 2. 1995, NJW-RR 1995, 967 = IPRspr. 1995 Nr. 109. 

20 Riering Nr. 12. 
21 Riering Nr. 10, ferner bei Staudinger/von Hoffmann Art. 38 EGBGB Rz. 85; das Gesetz gilt 

sowohl in der tschechischen als auch in der slowakischen Republik fort, s. Riering S. 268 Anm.*. 
2 2 Vgl. Staudinger/von Hoffmann Art. 38 EGBGB Rz. 85. 
2 3 Art. 45 I, II des portugiesischen ZGB vom 25. 11. 1966, Riering Nr. 6. 
2 4 Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht vom 18. 12. 1987, Systematische Sammlung 

des Bundesrechts 291 = Riering Nr. 8. 
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122 f., 141, 199,210,216, 328 f., 343, 
408,424 

Österreich, Ausweichklausel 15-17, 138 f., 
160 

- Bedenken gegen Günstigkeitsprinzip 
80 f., 83 f. 
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